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Suhalt. 


Iſt die Verpachtung der Jagd in mehreren zu einer Ortsgemeinde 
vereinigten Cataſtralgemeinden nach dem Umfange der ein⸗ 
zelnen Cataſtralgemeinden zuläſſig? 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Gemeinde als ſolcher ſteht ein Einforſtungsrecht in den landesfürſtlichen Wal⸗ 
dungen zur Inſtandhaltung der Communalbauten auf Grund des Artikels X der 
ſteier. Waldordnung vom Jahre 1767 zu. 

Für eine wegen mangelhafter Amtshandlung des Gemeindevorſtehers nothwendig ge⸗ 
wordene bezirksämtliche commiſſtonelle Erhebung können gleichwohl die Com⸗ 
miſſionskoſten dem Gemeindevorſteher nicht auferlegt werden. 

Notizen. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Iſt die Verpachtung der Jagd in mehreren zu einer Brts⸗ 
gemeinde vereinigten Cataſtralgemeinden nach dem Umfange 
der einzelnen Cataſtralgemeinden zuläſſig? 


Die in der Ueberſchrift geſtellte Frage war bereits wiederholt 
Gegenſtand von Entſcheidungen ſowohl des Miniſteriums des Innern, 
welchem vor der Wirkſamkeit der Miniſtertalkundmachung vom 14. Fe⸗ 
bruar 1869, R. G. Bl. Nr. 22, die oberſte Entſcheidung und Er⸗ 
ledigung der Recurſe und Adminiſtrativverhandlungen in Jagd-, Feld⸗ 
polizei⸗ und Fiſcherei⸗Angelegenheiten zuſtand, als auch des Ackerbau⸗ 
gene in deſſen Wirkungskreis die erwähnten Fragen derzeit 
gehören. 

Die Grundſätze, von welchen die beiden Miniſterien bei Be⸗ 
handlung dieſer Frage ausgegangen ſind, laſſen ſich wie folgt, darlegen. 

Das k. Patent vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, 
hat das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben, hat 
auf allen in den §§ 4 und 5 nicht ausgenommenen, innerhalb einer 
Gemeindemarkung gelegenen Grundſtücken die Jagd der betreffenden 
Gemeinde zugewleſen, hat aber letztere verpflichtet, die Jagd ungetheilt 
zu verpachten. 

Als Gemeinde iſt im Sinne des Miniſtertalerlaſſes vom 10. Sep⸗ 
tember 1849, R. G. Bl. Nr. 386, die Gemeinde zu verſtehen, wie 
ſie damals beſtand und zwar bezüglich aller nach dem ſtabilen Grund⸗ 
ſteuercataſter zu dieſer Gemeinde zugemeſſenen Grundſtücke, inſoweit 
dieſelben nicht zu einem zuſammenhängenden, eigenthümlichen Grund⸗ 
complere von 200 Jochen oder darüber gehören, oder in einem ge⸗ 
ſchloſſenen Thiergarten ſich befinden. 

Das zu jener Zeit in der Durchführung begriffene Gemeinde⸗ 
geſetz vom 17. März 1849 hat unter der Ortsgemeinde in der Regel 
die als ſelbſtſtändiges Ganze vermeſſene Cataſtralgemeinde verſtanden, 


zu Einer Ortsgemeinde vereinigen, und an dieſen Beſtimmungen 
haben auch die ſpäteren Gemeindegeſetze nichts Weſentliches geändert, 
da fie die Vereinigung und reſp. Trennung der Ortsgemeinden nach 
Cataſtralgemeinden unter beſtimmten Bedingungen fortan geſtatten. 

Werden nun mehrere Cataſtralgemeinden zu einer Ortsgemeinde 
vereinigt, ſo folgt daraus wohl nothwendig, daß die Verwaltung des 
Jagdrechtes im Namen der einzelnen Grundbefiger in allen Cataſtral⸗ 
gemeinden den für die vereinigte Ortsgemeinde conſtituirten Gemeinde⸗ 
organen zuſtehe, da die Cataſtralgemeinden als ſolche keine beſonderen 
Verwaltungsorgane haben; es folgt aber daraus keineswegs, daß nun 
auch die verſchiedenen Jagdreviere dieſer Cataſtralgemeinden zu einem 
einzigen Jagdgebiete vereinigt werden müſſen, daß dadurch früher 
nach Cataſtralgemeinden abgeſchloſſene Jagdpachtverträge außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt werden, daß endlich die im Sinne des Jagdpatentes 
vom 7. Marz 1849 in jeder Cataſtralgemeinde ungetheilt zu ver⸗ 
pachtende Jagd bloß deßhalb auch für die vereinigten Cataſtralgemeinden 
als eine einzige ungetheilt verpachtet werden ſoll, weil dieſe Cataſtral⸗ 
gemeinden ein gemeinſchaftliches Verwaltungsorgan erhalten haben. 
Eine ſolche, über den Wortlaut und die Abſicht des Geſetzes hinaus⸗ 
gehende Auslegung würde mit mancherlei Uebelſtänden verbunden fein, 
ſie würde auch die oft wünſchenswerthe Vereinigung mehrerer kleinerer 
Gemeinden, denen an der Erhaltung ihres ſelbſtſtändigen Jagdrechtes 
gelegen iſt, in eine Ortsgemeinde bei der beſtehenden Beſorgniß, das 
Jagdrecht durch die Vereinigung zu verlieren, hindernd im Wege 
ſtehen. Eine geordnete Verwaltung des Jagdrechtes durch die Ge⸗ 
meindevertretungen iſt bei nach Cataſtralgemeinden getrennten Ver⸗ 
pachtungen eben fo leicht als bei einer vereinigten Verpachtung moͤglich; 
national⸗okonomiſche Intereſſen aber werden in dieſer Frage nicht 
weſentlich berührt, zumal größere Jagdgebiete zwar die Schonung des 
Wildes begünſtigen, dagegen aber den Schutz gegen Wilddiebſtahl er⸗ 
ſchweren und durch größere Wildſchonung leicht der Landwirthſchaft 
überwiegende Nachtheile bringen. Es kann daher keinem Bedenken 
unterliegen, die Verpachtung der Jagd nach Cataſtralgemeinden, jedoch 
für jede Cataſtralgemeinde im Sinne des § 7 des Jagdgeſetzes vom 
7. März 1849 ungetheilt zuzulaſſen. Die Verwaltung des Jagdrechtes 
überhaupt aber, daher auch die Beſtimmung, ob die Jagd nach den 
einzelnen Cataſtralgemeinden oder vereinigt zu verpachten fei, ſteht in 
jedem Falle nur der Vertretung der Ortsgemeinde zu, ſowie alle 
übrigen, auf die Verwaltung Bezug nehmenden Gegenſtände auch bei 
getrennter Verpachtung wie bisher den geſetzlich organiſirten Vertre⸗ 
tungen der Ortsgemeinden zu verbleiben haben. 

Im Sinne dieſer Grundſäͤtze find nun wiederholt Verpachtun⸗ 
gen der Jagd nach Cataſtralgemeinden mit einem zuſammenhängenden 
Complexe von mehr als 200 Joch zugelaſſen worden, wenn die geſez⸗ 
liche Majorität des Ausſchuſſes der Ortsgemeinde ſich für dieſe Art 
der Verpachtung ausgeſprochen hat. 

Wir wollen hier nur noch bemerken, daß das böhmiſche Jagd⸗ 
geſetz vom 1. Juni 1866 als ſelbſtſtändiges Jagdgebiet den zuſam⸗ 


hat jedoch geftattet, daß einzelne Steuer⸗ oder Cataſtralgemeinden fid) | menhängenden Grundeompler der Geſammtheit der Grundbeſitzer einer 
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Ortſchaft, mit Ausſchluß der Beſitzungen im Flächenmaße von mehr! ftehende Miniſterialentſcheidung: „Die zur Entſcheidung nach $ 34 des 


als 200 niederöſterreichiſchen Jochen und der vollſtändig und bleibend 
mit Mauern oder Zäunen eingefriedeten Grundſtücke bezeichnet, wenn 
jener Geſammtbeſitz 200 Joch beträgt. Karl Peyrer. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gemeinde als ſolcher ſteht ein Einforſtungsrecht in den lan⸗ 

desfürſtlichen Waldungen zur Inſtandhaltung der Communal⸗ 

bauten auf Grund des Artikels X der ſteier. Waldordnung vom 
Jahre 1767 zu. 


Von der k. k. Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landes⸗ 
commiffton zu G. wurde über das von der Gemeindevorſtehung A. 
geſtellte Begehren um Anmeldungsveranlaſſung der der Gemeinde als 
ſolcher in ſalinenärariſchen Waldungen zuſtehenden Holzungsrechte auf 
Grund der von der k. k. Localcommiſſion in A. gepflogenen Ver⸗ 
handlungen zu Recht erkannt: 

„Es ſtehe der Gemeinde A. als ſolcher das Holzbezugsrecht 
nach Maßgabe des Bedarfes für nachſtehende Bauobjecte als: (folgen 
sub. Nr. 1 bis 13 die einzelnen Bauobjecte) in ſalinenärariſchen 
Waldungen nicht zu und das Salinenärar ſei nicht verpflichtet, die 
Anmeldung der angeſprochenen fraglichen Holzbezugsrechte behufs 
deren Ablöſung oder Regulirung einzubringen. — Gründe: „Durch 
die gepflogenen Erhebungen erſcheint conſtatirt, daß ein factiſcher 
Holzbezug aus den ſalinenärariſchen Waldungen für die Gemeinde A. 
zur Inſtandhaltung der oben bezeichneten Baulichkeiten bisher um ſo 
weniger ſtattgefunden hat, als die Objecte sub Poſt Nr. 1 bis incl. 
8 und 11 erſt in den beiden letzten Jahren vom Straßenärar der 
Gemeinde zur ferneren Erhaltung in Folge adminiſtrativer und poli⸗ 
tiſcher Verordnungen übergeben *) — die weiteren Objecte Poſt Nr. 
9, 10, 12 und 13 aber theils von ihr ſelbſt, theils von der beſtehen⸗ 
den Verſchönerungscommiſſion zur bequemeren Benützung der Verbin⸗ 
dungswege erſt in letzterer Zeit errichtet wurden, welcher Thatſache 
gemäß der derzeitige Einforſtungsanſpruch der Gemeinde bei dem Ab⸗ 
gange des Rechtstitels der Erſitzung des Bezugsrechtes ausſchließend 
auf die Artikel 28 und 29 der für das Salzkammergut erfloſſenen 
Waldmeiſter⸗Inſtruction vom 9. März 1713, dann auf Artikel X der 
Thereſtaniſchen Waldordnung vom Jahre 1767 und den Grund des 
wirklichen Bedarfes, jo wie der Schwierigkeit der Deckung desſelben 
durch Ankauf des zu den fraglichen Bauten erforderlichen Holzes in 
der näheren Umgebung der Gemeinde geſtützt wird. Da jedoch der 
durch erſtbezeichneten Behelf nachzuweiſende Umſtand, daß in früherer 
Zeit die Inſtandhaltung ſämmtlicher, innerhalb der Gemeinde befind⸗ 
lichen Brücken, Wege und anderer Bauobjecte bis zu deren in den 
Jahren 1868 und 1869 erfolgten Uebergabe dem Saltnen- und ſpäterhin 
auch dem Straßenärar oblag, von der Vertretung des erſteren nicht 
in Abrede geſtellt wird; da die weiters von der Gemeinde vorge⸗ 
brachten Behauptungen, daß die betreffenden Adminiſtrationsbehörden 
den zur Inſtandhaltung der mehrerwähnten Bauobjecte nothwendigen 
Holzbedarf aus den ſalinenärariſchen Waldungen ſtets ohne Stockzins 
bezogen haben und die dergeſtaltige Berechtigung mit den übergebenen 
Objecten an die Gemeinde übergegangen ſei, durch die eingeholten 
Aeußerungen der Salinenverwaltung und der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft L. vollſtändig widerlegt werden; — weiters in dem Artikel X. 
der Thereſianiſchen Waldordnung eine Beſtimmung über ein Einfor⸗ 
ſtungsrecht der Gemeinde als Körperſchaft nicht enthalten iſt; — und 
die ſchließlich geltend gemachte Nothwendigkeit des Bauholzbezuges 
zum mehrgedachten Zwecke aber bei der Beurtheilung des rechtlichen 
Beſtandes des Anſpruches keineswegs maßgebend ſein kann, — ſo 
müſſen die von der prätendirenden Gemeinde vorgebrachten Angaben 
und angezogenen Behelfe als zur Begründung ber prätendirten Hol- 
zungsrechte durchgehends als ungenügend betrachtet und die letzteren 
aberkannt werden.“ 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung von der Gemeinde A. ein⸗ 
gebrachten Recurs erfloß unterm 25. April 1871, 3. 12.822 nach⸗ 


) Dieſe Objecte befinden ſich nämlich auf einer Strecke der früheren Reichs⸗ 
ſtraße, welche durch die Umlegung der letzteren überflüſſig geworden, excamerirt und 
der Gemeinde A. zur Erhaltung zugewieſen wurde. 


k. Patentes vom 5. Juli 1853 im Miniſterium des Junern beſte⸗ 
hende Commiſſion findet dem Miniſterialrecurſe der Marktgemeinde 
A. gegen das Statthalterei⸗Erkenntniß vom 27. Mai 1870, Z. 462, 
wodurch die Gemeinde als ſolche mit dem Anſpruche auf das Holz⸗ 
bezugsrecht für die in dieſem Erkenntniſſe bezeichneten Objecte aus den 
ſalinenärariſchen Waldungen zurückgewieſen worden iſt, in ſoweit keine 
Folge zu geben, als ſich dieſer Anſpruch auf die sub Nr. 9, 10, 12 
und 13 angeführten Objecte bezieht, weil dieſe Objecte erſt in den 
letzteren Jahren von der beſtehenden Verſchönerungscommiſſion zur 
größeren Annehmlichkeit der Cur⸗ und Sommergäſte hergeſtellt wurden 
und deren unbedingtes Beduͤrfniß fur die Gemeinde nicht dargethan 
tft. Dagegen wird bezüglich der übrigen unter Nr. 1 bis einſchlleßlich 
8, dann 11 angegebenen Objecte dem Recurſe der Marktgemeinde 
Folge gegeben und derſelben das Holzbezugsrecht für dieſe Objecte 
aus den ſalinenärariſchen Waldungen zugeſprochen und zwar aus 
folgenden Grunden: Die von der Gemeindevorſtehung behauptete 
Nothwendigkeit des Beſtandes dieſer Objecte für die Gemeinde, be⸗ 
ziehungsweiſe die Gemeindeinſaſſen, wird vom Aerarialbevollmächtigten 
nicht in Abrede geſtellt und eben ſo wenig widerſprochen, daß dieſelben 
vom Aerar bis in die neueſte Zeit erhalten worden ſind. Schon nach 
der Ferdinandeiſchen Bergordnung vom Jahre 1553 hatten die In⸗ 
ſaſſen den Anſpruch auf die Deckung ihres Bedarfes aus den Rega⸗ 
litätswaldungen und den Städten, Märkten u. ſ. w. ſollten zu ihrem 
Bedarfe Waldungen ausgezeigt werden; durch den Abſatz X der ſteier. 
Waldordnung vom Jahre 1767 wurde ſodann beſtimmt, daß den 
Landleuten, Unterthanen und ſonſt männiglichen ihre geziemende Haus⸗ 
nothdurft, wenn ſie in ihren Kaufrechten, Beſtandinhabungen oder in 
anderem Wege nicht eigen ausgezeigte Heimhölzer, Schächen oder Für⸗ 
haupt haben, aus denen gemeinen und anderen Behölzungen vergönnt, 
auch wo es vonnöthen aus den landesfürſtlichen Waldungen auszuzeigen 
iſt. Auf Grund diefer geſetzlichen Beſtimmungen hat der einzelne Be⸗ 
ſitzer, der behufs des Zuganges und der Zufahrt zu ſeiner Realität 
vermöge der localen Terrainverhältniſſe einer Brücke oder eines Steges 
bedarf, zweifellos das Recht, das hiezu erforderliche Holz aus den 
landesfürſtlichen Waldungen anzuſprechen und dieſes Recht wird da⸗ 
durch nicht beirrt, daß die bezügliche Brücke oder der Steg zugleich 
für mehrere andere oder aber alle Inſaſſen einer Gemeinde nothwendig 
iſt. Es kann daher nicht behauptet werden, daß die Gemeinde, bezie⸗ 
hungsweiſe die Geſammtheit der Inſaſſen eines Ortes von dem allge⸗ 
meinen Einforſtungsrechte nach Abſatz X der Waldordnung vom 
Jahre 1767 ausgeſchloſſen ſei, im Gegentheil weiſet der Ausdruck 
„ſonſt männiglichen“ darauf hin, daß das Einforſtungsrecht nicht auf 
einzelne beſtimmte Perſonen beſchränkt iſt, ſondern den Inſaſſen über⸗ 
haupt, auch wenn ſie als eine Geſammtheit, als moraliſche Perſon 
erſcheinen, zuſteht. Eine Ausſchließung der Gemeinden als ſolcher von 
dem allgemeinen Einforſtungsrechte läßt ſich auch um ſo minder recht⸗ 
fertigen, als nach dem vorletzten Abſatze des Artikels X der ſteier. 
Waldordnung auch ſämmtliche Gemeindewälder, die doch offenbar ver⸗ 
möge ihrer Weſenheit auch die Bedürfniſſe der Gemeinden als ſolcher 
zu decken hatten, unmittelbar der Adminiſtration der landesfürſtlichen 
Waldämter unterzogen worden find. In dieſen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen liegt für den Anſpruch der Gemeinde A. ein vollkommen gültiger 
Rechtstitel und auf Grund desſelben muß derſelben das erwähnte 
Recht um ſo mehr zuerkannt werden, als ſeither und namentlich bis 
zum Jahre 1853 der diesfällige Bedarf der Gemeinde ſtets aus den 
. f. Regalitätswaldungen ohne irgend eine Leiſtung von ihrer Seite 
gedeckt worden iſt, ihr daher der indirecte unentgeltliche Bezug des 
diesfalls erforderlichen Holzes zur Seite ſteht. Auch die Thatſache, 
daß das Holz zu den gedachten Objecten nach Angabe des Forſtamtes 
und der Salinenverwaltung nur gegen einen von der Letzteren an die 
Rentamtscaſſe der Herrſchaft Pfl.) und beziehungsweiſe an die A. er 
Forſtamtscaſſe bezahlten Stockzins abgeliefert worden iſt, vermag die 
Abweiſung des erwähnten, von der Gemeinde A. erhobenen Anſpruches 
auf den unentgeltlichen Holzbezug nicht zu begründen, da in Abſicht 
auf dieſes Recht nur das Verhältniß zwiſchen der Gemeinde einerſeits 
und dem Waldbeſitzer, beziehungsweiſe dem Aerar überhaupt anderer⸗ 
ſeits maßgebend erſcheint und die Gemeinde für das zu den gedachten 
Zwecken aus den landesfürſtlichen Waldungen abgegebene Holz niemals 
zu einer Zahlung verhalten worden iſt. Hiebei erſcheint es daher mit 


) Eigenthum der Saline. 
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Rückſicht auf die Gemeinde A. vollkommen gleichgiltig, ob das Holz 
von der Forſtverwaltung unmittelbar an die Gemeinde unentgeltlich 
abgegeben oder aber auf Grund adminiſtrativer Verfügungen an die 
Salinenverwaltung gegen Entgelt überlaſſen und erſt von letzterer der 
Gemeinde unentgeltlich zur Verfügung geſtellt, beziehungsweiſe für 
den Bedarf derſelben verwendet wurde" 5). Dr. Paul Külb. 


Für eine wegen mangelhafter Amtshandlung des Gemeindevor⸗ 

ſtehers nothwendig gewordene bezirksämtliche commiſſionelle Er⸗ 

hebung können gleichwohl die Commiſſionskoſten dem Gemeinde: 
vorſteher nicht auferlegt werden. 


Joſeph T. in L. hat bei der Bezirkshauptmannſchaft in K. 
gegen e nen von Anton G. in L. beabſichtigten Bau eines neuen 
Kleinhauſes proteſtirt. Seine Befchwerdeſchrift ging davon aus, daß 
der Gemeindevorſteher dem G. den Bauconſens ſchon ertheilt haben 
ſoll, ohne daß eine Locolcommiſſion ſtattgefunden habe und ohne daß 
die Anrainer gefragt worden ſeien. Der Gemeindevorſteher von N., 
zur Aeußerung hierüber aufgefordert, erklärte anfänglich, daß eine 
Localcommiſſion nicht nothwendig geweſen, da er die Bodenverhält- 
niſſe des Bauplatzes ohnehin genau gekannt habe und daß von Nie⸗ 
manden gegen den Bau eine Einwendung gemacht worden ſei. In 
Folge der neuerlichen Anfrage des Bezirkshauptmannes, wann dem 
G. der Bauconſens zugeſtellt wurde und ob ein Intereſſent eine Ver⸗ 
ſtändigung davon verlangt habe, fand ſich der Bürgermeiſter veran⸗ 
laßt, die Localbaucommiſſion doch vorzunehmen, bei welcher der an⸗ 
weſende T. Einwendungen erhob. Der Bürgermeiſter erließ ſodann 
an den Bauwerber ein ſchriftliches Decret, worin geſagt wurde, daß 
in bau⸗ und feuerpolizeilicher Beziehung gegen den Bau unter Ein⸗ 
haltung des Bauplanes kein Anſtand obwalte, daß aber der Baucon⸗ 
ſens vorläufig nicht ertheilt werden könne, weil T. privatrechtliche 
Einwendungen mache, bezüglich deren die Parteien auf den Rechts⸗ 
weg verwieſen werden. Hievon wurde T. ſchriftlich verſtändigt. Die 
Verhandlung ſchien aber der Bezirkshauptmannſchaft, an die der Ver⸗ 
handlungsact vorgelegt wurde, noch nicht vollſtändig durchgeführt, ſo 
daß ſie ſich auf Grund der urſprünglichen Beſchwerde des Joſeph T. 
veranlaßt ſah, ſelbſt eine neuerliche Localcommiſſion vorzunehmen, 
welche indeß zur Folge hatte, daß der Bezirkshauptmann den Recurs 
des T. zurückwies, weil weder öffentliche noch private Bedenken gegen 
den Bau vorliegen und ſich feine Einwendungen als nicht ſtichhältig 
erwieſen haben. Der Bezirkshauptmann erkannte jedoch weiters, „daß 
die Koſten dieſer bezirkshauptmannſchaftlichen Commiſſion der Ge⸗ 
meindevorſteher zu tragen habe, weil die Nothwendigkeit der Com⸗ 
miſſion durch deffen unvollſtändige Amtshandlung herbeigeführt worden 
iſt, zufolge deren eine Entſcheidung ohne nochmalige Localcommiſſion 
nicht möglich war“. 

Die Statthalterei wies den gegen die Koſtenzahlung einge⸗ 
brachten Recurs des Gemeindevorſtehers zurück und beſtätigte den 
Zahlungsauftrag, „nachdem der Gemeindevorſteher mit Außerachtlaſſung 
der Beſtimmungen der $$ 4, 9, 11, 29 und 36 der Bauordnung 
dein Anton G. den Bauconſens ertheilt bat und bei der Mangelhaf⸗ 
tigkeit ſeiner Amtshandlung zur Information der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchäft aus Anlaß des Proteſtes des T. der neue Localaugenſchein vor⸗ 
genommen werden mußte“. 

Das Miniſterium des Innern aber hat der gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung eingebrachten Berufung des Gemeindevorſtehers von N. un⸗ 
term 21. September 1872, 3. 13.757, Folge gegeben und den Re⸗ 
currenten von der Berichtigung dieſer Koſten losgezählt, „weil der 
Bezirkshauptmannſchaft zur Zeit, als ſie über den Proteſt des T. in 
zweiter Inſtanz zu entſcheiden hatte, ſchon das gemeindeämtliche Pro⸗ 
tokoll über die nachträglich vorgenommene Localbaucommiſſion vorlag 
und ſomit die urſprüngliche Unterlaſſung der Vorname der Baucom⸗ 
miſſion von Seite des Gemeindevorſtehers nicht mehr als Grund 
gelten kann, dem Letzteren die Zahlung der Koſten der bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftlichen Commiſſion aufzuerlegen. Dieſe Verpflichtung läßt 
ſich aus dem mangelhaften Inhalte des gemeindeämtlichen Commiſſions⸗ 
protokolles nicht ableiten und es erſcheint vielmehr die von der Be⸗ 


) Vergleiche hiermit die im V. Jahrgange der öſterreich. Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung Nr. 8, Seite 30 mitgetheilten Entſcheidungen. 


zirkshauptmannſchaft vorgenommene nochmalige Localcommiſſion als 
eine jener Amtshandlungen, wie ſie oft im Verhandlungszuge zum 
Zwecke nachträglicher Erhebungen ſtattfinden und deren Nothwendigkeit 
die Behörde ſelbſt zu erwägen und zu vertreten hat!“. Pf. 


Notizen. 


(Aus dem Rechenſchaftsberichte über die Thätigkeit der Ge— 
meindevertretung der Landeshauptſtadt Graz im J. 1872.) Wir entneh⸗ 
men aus dieſem Berichte nachſtehende in weiteren Kreiſen inkereſſirende Daten: Ein Be⸗ 
ſchluß, die Statthalterer zu erſuchen, den Drehorgelſpielern keine Conceffion mehr für die 
öffentlichen Straßen und Plätze im Stadtrayon zu gewähren, ſondern fle auf die 
Hausfluren und Höfe, ſelbſtverſtändlich bei Geſtattung der bezüglichen Hausherren zu 
beſchränken, dürfte einige Perſonen, welche bisher die Gemeindeunterſtützung nicht 
in Anfpruc) nahmen, derſelben zuführen; dieſe Rückſicht glaubte jedoch der Gemeinde⸗ 
rath dem oft und dringend ausgeſprochenen Wunſche der Bevölkerung, in Bezug auf 
die Beläſtigung mit Drehorgeln Abhilfe zu ſchaffen, unterordnen zu müſſen. — Eine 
wichtige Angelegenheit iſt die Anlage eines Grundbuches über den unbeweglichen 
Beſitz der Gemeinde. Der Gemeinderath hat ſich für die Anfertigung eines ſolchen 
Grundbuches mit Nachweiſung der Bezeichnung der Realität, Beſchreibung der Be⸗ 
ſtandtheile und ihrer Grenzen, ſowie der damit verbundenen Rechte und Laſten aus⸗ 
geſprochen und mit der Ausarbeitung desſelben den Stadtrath beauftragt. Das Ela⸗ 
borat wird der Rechtsſeclion zur Prüfung vorgelegt und von dieſer über die Durch» 
führung des Beſchluſſes dem Gemeinderathe berichtet werden. Dem Stadtrathe wurde 
zugleich aufgetragen, eventuell nothwendige Berainungen vorzunehmen, und ſeinerze it 
Auszüge des Grundbuches den ſtädt. Bezirksvorſtehern zum Behufe der Ueberwachung 
der in ihrem Rayon gelegenen ſtädt. Realitäten zuzufertigen. Ein weiterer im letzten 
Jahresberichte erwähnter Antrag, der dahin ging, ein Wünſchebuch, wie ein ſolches 
bis jetzt im Secretariat des Gemeinderathes aufliegt, auch im polizeilichen Juſpec⸗ 
tionszimmer und bei den Bezirksvorſtehungen aufzulegen, erhielt nicht die Majorität 
des Gemeinderathes, da man dagegen bemerkte, daß das vorerwähnte bereits vor⸗ 
handene Wunſchebuch ſehr wenig und nicht immer paſſend benützt werde und dem 
Publicum auch ſonſt vielfache Gelegenheit gegeben ſei, ſeine Wünſche zur Kenntniß 
des Gemeinderathes zu bringen. — Von weſentlichem ſanitären Einfluſſe iſt die auch 
zugleich vom ökonomiſchen Standpunkte wichtige Vereinbarung der Gemeinde mit 
dem Conſortium Hohenblum⸗Gifford wegen Abfuhr des Mehrungsunrathes und Er⸗ 
richtung einer Poudrettefabrik in Graz. Schon im vorigen Jahre hat der Gemeinde⸗ 
rath ſein Augenmerk auf die Regelung der erwähnten Abfuhr und die Heranziehung 
von Unternehmern zur Erzeugung künſtlichen Mehrungedüngers gerichtet, und find 
diesfalls mehrere Offerte eingelangt, deren bereits im letzten Jahresberichte Erwäh⸗ 
nung geſchah. Die weitaus günſtigſten, ja geradezu überraſchend günftigen Bedingun⸗ 
gen ſtellte das Conſortium Hohenblum⸗Gifford in Wien, mit welchem daher auch der 
Vertrag ddo. 30. März l. J. abgeſchloſſen wurde. Nach dieſem ſtellt die Gemeinde 
dem Conſortlum auf die Dauer von fünfzig Jahren die geſammte in Graz entſtehende 
Fäcalmaſſe zur Kunſtdüngererzeugung in der Art zur Verfügung, daß diefelbe mit 
dem Tage der Eröffnung der Poudrettefabrik nur auf die Betriebsſtätte dieſer letzteren 
mit gehöriger Berückſichtigung der von der Gemeinde im Intereſſe der öffentlichen 
Sanität und des Verkehrs zu treffenden Anordnungen abgeführt werden darf. Die 
Unternehmung dagegen verpflichtet ſich, den Mehrungsunrath auf Verlangen der Be⸗ 
ſitzer regelmäßig zur gehörigen Zeit und vollſtändig unentgeltlich dahin zu fchaffen. 
Außerdem leiſtet die Unternehmung von jedem Wiener⸗Centner Poudrette, den ſie auf 
ihrer Betriebsſtätte erzeugt und wie immer verwerthet, eine Ueberwachungsgebühr 
von 3 kr. an die Gemeindecaſſe. Nach Ablauf der Vertragszeit geht endlich das ganze 
Betriebsetabliſſement mit allen dazu gehörigen Gebäuden, Grundſtücken, Maſchinen 
und Betriebsmitteln ohne Entgelt in das volle, unbeſchränkte Eigenthum der Ge⸗ 
meinde über. Zur Sicherſtellung der eingegangenen Verbindlichkeiten und der der 
Gemeinde aus allfälligem contractswidrigen Gebahren der Unternehmer zuſtehenden 
Erſatzanſprüche wurde von dieſen eine Caution von 50.000 fl. erlegt. — Die Fleiſch⸗ 
ſatzung wurde auch in dieſem Jahre aufrecht erhalten, da jene Momente, welche, wie 
ſchon wiederholt erörtert, dem Gemeinderathe als nothwendige Vorbedingun ‚en der 
Aufhebung derſelben erſcheinen, noch nicht ins Leben getreten ſind. Auch bei der 
Bäckerwaare wurde die bisherige Controle feſtgehalten, welche feit der proviſortſchen 
Aufhebung der Brotſatzung (am 13. October 1859) in der Art geübt wird, daß noch 
fortan durch das Marktcommiffariat auf Grund der Gekreidepreiſe berechnet wird, 
welches Gewicht die Satzung ergeben würde, und daß allmonatlich ein Ausweis unter 
Anführung der Namen der Bäcker, die ſchwerer und jener die leichter ausgebacken 
haben, zur Veröffentlichung gelangt. Gegen dieſe namentliche Publication haben ſich 
im Laufe dieſes Jahres die Bäcker beſchwert, ſowie fie die Grundlage für eine ver⸗ 
altete, nicht mehr zutreffende erklärten. Der Gemeinderath konnte jedoch in der 
erwähnten Publication, die eigentlich nur den Charakter eines Marktberichtes hat, 


und in dieſer oder in einer anderen Form in vielen Städten geübt wird, eine Beein⸗ 
trächtigung des Gewerbsbetriebes der Bäckergenoſſenſchaft nicht erblicken und glau' te 
Angeſichts der entſchiedenen Vortheile dieſer Bekanntgabe für das Publicum, auf die 
Beſchwerde der Bäcker in dieſer Richtung nicht eingehen zu dürfen. Gleichwohl ver- 
kannte er nicht, daß das Begehren um Reviſion der Grundlagen der Gewichtsberech⸗ 
nung nicht ungerechtfertigt ſei und wird bemüht ſein, demſelben zu entſprechen. — 
Im Intereſſe der ärmeren Claſſen entſchied ſich der Gemeinderath wenigſtens in ſeiner 
Majorität auch für vorläufige Belaſſung von Verkaufsſtändchen, wo fie auf öffent⸗ 
lichen Plätzen beſtehen und dem Verkehre nicht hinderlich find, bis zum Inslebentreten 
der in der Behandlung befindlichen neuen Marktordnung. Ein Hauptargument der 
Gegner dieſer Ständchen, die ſich diesfalls mit einem ſchriftlichen Anſuchen an den 
Gemeinderath gewendet und insbefondere um Abſchaffung der Buden mit Manufac⸗ 
turwaaren gebeten hatten — die hohen Preiſe der Gewölbszinſe — glaubte der Ge⸗ 
meinderath als ein unterſtützendes Motiv für ſein Vorgehen geltend machen zu können, 
da es wohl zweifellos, daß die Auflaſſung der Ständchen eine namhafte Vertheuerung 
der Mithzinſe der Gewölbe nach ſich ziehen würde. Uebrigens hielt der Gemeinderath 
in dieſer Eniſcheidung den Standpunkt feſt, daß er lediglich das Gemeinde⸗Eigenthum 
und die Verkehrs rückſichten ins Auge zu ſaſſen habe, die Frage aber, was in dieſen 
Ständchen zu verkaufen geſtattet ſein ſoll, als eine Sache der Gewerbeordnung der 
Entſcheidung des Stadtrathes zu überlaſſen ſei. 


(Wohlthätige Wirkung der Inbannlegung von Wäldern auf 
dem Karſt.) Der Forſtmann Franz Kaſſio bemerkt: Die alten, von Weidevieh ganz 
verbiſſenen Eichen, Hopfenbuchen, Eſchen bekommen neue kräftige Triebe, der Gras⸗ 
wuchs iſt auf dieſen Flächen ſehr üppig und ſchützt die Anpflanzungen vor intenſiver 
Sonnenglut und vor Austrocknung des Bodens, fo daß in wenigen Jahren ein 
üppiger Waldſtand zu gewärtigen iſt. Die nützlichen Folgen der Bannlegung zeigen 
ſich noch viel deutlicher bei Niederwäldern, welche wegen ſtarker Ueberhauung ſchon 
ſehr gelichtet waren, und durch die Bannlegung ſich nun nicht nur geſchloſſen haben, 
ſondern ſogar ſchon einer Durchforſtung bedürfen. (Aus den Mittheilungen des Acker⸗ 
bauminiſteriums.) 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 21. Deeember 1872, 3. 19.431, betreffend 
die Eutſchädigungsfrage bei Vieh, welches vor der Keulung umgeſtanden iſt. 


Anläßlich der von einem Landeschef geſtellten Anfrage, ob für ſolche von der 
Rinderpeſt befallene Viehſtücke, die von der Seuchencommiſſion zur Keulung beſtimmk 
und auch ſchon abgeſchätzt waren, die jedoch umgeſtanden find, bevor die Keulung 
noch ausgeführt werden konnte, eine Entſchädigung aus dem Staatsſchatze zu leiſten 
ſei, beehre ich mich Eurer. zur gefälligen Dar nachachtung in ähnlichen Fällen 
zu eröffnen, daß nach dem beſtimmten Wortlaute der §§ 32 und 33 des Geſetzes vom 
29. Juni 1868, Nr. 118 R. G. Bl. aus dem Staatsſchatze eine Entſchädigung nur 
für ſolche Viehſtücke geleiſtet werden kann, welche in Anwendung des bezogenen Ge⸗ 
ſetzes über amtliche Anordnung der Seuchencommiſſion getödtet worden ſind, daher 
für umgeſtandene Viehſtücke eine Entſchädigung nicht gebührt. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. Jänner 1873, 3. 19.799, 
betreffend das internationale Rechtsverhältniß mit dem Canton Vaſel⸗Landſchaft 
wegen Verpflegskoſten. 


Mit Beziehung auf die hierortlgen Erläſſe vom 10. April 1868, Z. 1396 / M. J., 
vom 26. März 1870, Nr. 3268 und 28. Februar 1871, Nr. 720 wird der k. k. Statt⸗ 
halterei eröffnet, daß, nachdem mit dem Schweizer Canton Baſel⸗Landſchaft ein Ueber⸗ 
einkommen wegen gegenſeitiger Koſtenvergütung für Verpflegung von armen erkrankten 
Angehörigen der beiden Staatsgebiete nicht befteht, lant einer anläßlich eines fpeciellen 
Falles ander gelangten Zuſchrift des k. und k. Miniſterium des Aeußern ddo. 16. De: 
cember 1872, Nr. 17.602 auch unſererſeits auf einem derartigen Koſtenerſatze jener 
Cantonsregierung gegenüber nicht beſtanden werden kann. 

Der genannte Canton befindet ſich ſomit bezüglich dieſes Punktes zu Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn thatſächlich, jedoch nicht vertragsmäßig, in dem nämlichen Verhält⸗ 
niffe, wie die Regierung des Cantons Bern, worüber der k. k. Landesſtelle mit hier⸗ 
ortigem Erlaſſe vom 14. Februar 1865, Nr. 2273 die entſprechende Mittheilung ge⸗ 
macht worden iſt. 
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Erlaß des k. k. Miniſters des Innern vom 23. Jänner 1873, 3. 1281, betref⸗ 
fend die Errichtung des Krankenhauſes der barmherzigen Schweſtern in Agram 
und Conſtituirung desſelben als allgemeines öffentliches Krankenhaus. 


Gemäß Eröffnung vom 19. Jänner l. J., Z. 618 hat ſich die königl. flavoniſch⸗ 
croatiſche Landesregierung beſtimmt gefunden, das neuerrichtete Krankenhaus der 
barmherzigen Schweſtern in Agram für ein allgemeines öffentliches Krankenhaus 
zu erklären und gleichzeitig auch die von der Vorſtehung des beſagten Kloſters ang’- 
ſuchte Verpflegstaxe von ſechzig Kreuzer (60 kr.) ö. W. per Tag und Kopf zu bewilligen. 

Hievon werden Euere zur weiteren gefälligen Veranlaſſung mit dem 
Bemerken in Kenntniß geſetzt, daß die obige Erklärung der k. ſlavoniſch⸗eroatiſchen 
Landesregierung mit dem 15. Februar l. J. ins Leben zu treten hat. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 10. Februar 1873, 

Nr. 1258226, II, betreffend die Unzuläſſigkeit der Einleitung oder Renſſumirung 

des Strafverfahrens wegen Stellungsflucht gegen einen bereits geſtellten oder 

urückgeſtellten Stellungspflichtigen, wenn die auf Stellung nach der Losreihe 
lautende Claſſification rechtskräftig geworden. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles findet ſich das Miniſterium zu der Erknnerung 
beſtimmt, daß eine nachträgliche Einleitung oder Reaſſumirung des aus Verſehen oder 
in Folge unrichtiger Geſetzesanwendung, ſomit nur durch Verſchulden der Stellungs⸗ 
behörde, unterbliebenen und beziehungsweiſe aufgelaſſenen Straſverfahrens wegen 
Stellungsflucht gegen einen bereits nach der Losreihe geſtellten und affentirten oder 
zurückgeſtellten Stellungspflichtigen nicht zuläſſig iſt, wenn die auf Stellung nach 
der Losreihe lautende Claſſification, nachdem von keiner dazu berufenen Seite da⸗ 
gegen eine Einſprache erhoben worden iſt, zum vorbehaltloſen Vollzuge und demnach 
zur Rechtskraft gelangte. 

Eine Berechtigung zu einem ſolchen nachträglichen Strafverfahren ließe ſich 
aus dem § 105 : 3 der Inſtruetion zur Ausführung des Wehrgeſetzes nicht ableiten, 
nachdem dieſer Beſtimmung die Vorausſetzung zu Grunde liegt, daß vor der erfolgten 
Aſſentirung die Strafamtshandlung bereits eingeleitet, wenn gleichwohl noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen ſei. \ 

Es wird jedoch die k. k. Statihalterei aufgefordert, das Geeignete zu verfügen, 
damit von Seite der Stellungsbehörden die in den $$ 42 und 46 des Wehrgeſetzes 
enthaltenen Strafbeſtimmungen ſtrengſtens gehandhabt, die Strafamtshandlungen 
beſchleunigt und deren Ergebniſſe in den Acten durch Schuld⸗ oder Schuldloſigkeits⸗ 
erkenntniſſe, oder aber durch motivirte Ablafſungsbeſchlüſſe erfichtlich gemacht werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem n. 6. Poſtdirector, Miniſterialrathe Hermann 
Richter bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Vicedirector der n. 5. Poſtdirection Oberpoſtrath 
Alexander Varg es zum Poſtdirector für Oeſterreich unter der Enns (mit Ausſchluß 
des Wiener Stadtpoſtgebietes) und den Poſtdirector in Czernowitz, Oberpoſtrath 
Heinrich Kamler zum Poſtdirector für Wien und Umgebung, beide in proviſoriſcher 
Eigenſchaft mit dem Titel und Charakter von Oberpoſträthen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe und Vorſtande des Miniſterial⸗ 
rechnungedepartements im Handelsminiſterium Heinrich Borutzky taxfrei den Titel 
und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. N 

Seine Majeſtät haben den a. o. Prof. Dr. Franz X. Neumann zum ordent⸗ 
lichen Profeſſor an der landwirthſchaftlichen Hochſchule ernannt und mit Rückſicht auf 
feine Verwendung für den ſtatiſtiſchen Dienſt im Ackerbauminiſterium demſelben tarfrei 
den Titel und Chalakter eines Regierungsrathes verliehen. 

. Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des achten Gemeindebezirkes Med. Dr. 
Johann Loidolt in Wien das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Dr. Adalbert Bohata zum ordentlichen 
Mitgliede des Landesſanitätsrathes für das Küſtenland ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den bisherigen proviſoriſchen Landesthierarzt 
Bernhard Sperk definitiv zum Landes⸗Thierarzte für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzbezirkscommiſſär erſter Claſſe in Krakau 
Marzel Albinowſki und den Steuerinſpector erſter Claſſe in Lemberg Anton Pi⸗ 
wernetz zu Finanzſecretären bei der galiziſchen Finanzlandesdlrection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtamtsverwalter in Wien, Poſtrath Karl 
Bauer zum Vicedirector der Poſtdirection für Wien und Umgebung mit dem Titel 
und Charakter eines Poſtrathes ernannt. . 

Der Handelsminiſter hat den Adjuncten des Wiener Poſtamtsverwalters 
Wilhelm Baumer und den Poſtamtscontrolor Alois Siegmeth zu Stadtpoſt⸗ 
inſpectoren In Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Pochwerksinſpectorsſtelle in Pribram mit 1400 fl. Jahresgehalt, 140 fl. 
Quartiergeld, gegen Caution, bis Mitte April. (Amtsblatt Nr. 68.) 

Conceptsadjunctenſtelle bei der k. k. n. ö. Statthalterei mit 400 fl. Gehalt, 
bis 25. März. (Amtsblatt Nr. 65.) 


Drucker i der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


